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§ 1 
Zweck des Gesetzes 

§ 1 
Zweck des Gesetzes 

 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den 
Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen 
schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. 

(2) Soweit es sich um genehmigungsbedürftige Anlagen handelt, dient 
dieses Gesetz auch 

• der integrierten Vermeidung und Verminderung schädlicher 
Umwelteinwirkungen durch Emissionen in Luft, Wasser und Boden 
unter Einbeziehung der Abfallwirtschaft, um ein hohes Schutzniveau 
für die Umwelt insgesamt zu erreichen, sowie 

• dem Schutz und der Vorsorge gegen Gefahren, erhebliche Nachteile 
und erhebliche Belästigungen, die auf andere Weise herbeigeführt 
werden. 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den 
Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen 
schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. 

(2) Soweit es sich um genehmigungsbedürftige Anlagen handelt, dient 
dieses Gesetz auch 

• der integrierten Vermeidung und Verminderung schädlicher 
Umwelteinwirkungen durch Emissionen in Luft, Wasser und Boden 
unter Einbeziehung der Abfallwirtschaft, um ein hohes Schutzniveau 
für die Umwelt insgesamt zu erreichen, sowie 

• dem Schutz und der Vorsorge gegen Gefahren, erhebliche Nachteile 
und erhebliche Belästigungen, die auf andere Weise herbeigeführt 
werden. sowie 

• der Sicherstellung der Klimaneutralität von Anlagen. 

 

§ 3 
Begriffsbestimmungen 

§ 3 
Begriffsbestimmungen 

 

[…] […]  

(11) Eine Anlage ist klimaneutral, wenn bei ihrem Betrieb kein CO2 
entsteht. 

(12) CO2 entsteht bei dem Betrieb einer Anlage, wenn die Anlage CO2 
emittiert oder ohne Einsatz von Mechanismen zur Abscheidung und 
Speicherung oder zur Abscheidung und Weiternutzung von CO2 
emittieren würde. 

 

§ 4 
Genehmigung 

§ 4 
Genehmigung 

 

(1) Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen, die auf Grund ihrer 
Beschaffenheit oder ihres Betriebs in besonderem Maße geeignet sind, 
schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen oder in anderer Weise die 
Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefährden, erheblich zu 
benachteiligen oder erheblich zu belästigen, sowie von ortsfesten 
Abfallentsorgungsanlagen zur Lagerung oder Behandlung von Abfällen 
bedürfen einer Genehmigung. Mit Ausnahme von Abfallentsorgungsanlagen 
bedürfen Anlagen, die nicht gewerblichen Zwecken dienen und nicht im 
Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung finden, der 
Genehmigung nur, wenn sie in besonderem Maße geeignet sind, schädliche 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen oder Geräusche 
hervorzurufen. Die Bundesregierung bestimmt nach Anhörung der beteiligten 
Kreise (§ 51) durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
Anlagen, die einer Genehmigung bedürfen (genehmigungsbedürftige 
Anlagen); in der Rechtsverordnung kann auch vorgesehen werden, dass eine 

(1) Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen, die auf Grund ihrer 
Beschaffenheit oder ihres Betriebs in besonderem Maße geeignet sind, 
schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen oder in anderer Weise die 
Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefährden, erheblich zu 
benachteiligen oder erheblich zu belästigen oder bei deren Betrieb CO2 
entsteht, sowie von ortsfesten Abfallentsorgungsanlagen zur Lagerung oder 
Behandlung von Abfällen bedürfen einer Genehmigung. Mit Ausnahme von 
Abfallentsorgungsanlagen und Anlagen, bei deren Betrieb CO2 entsteht, 
bedürfen Anlagen, die nicht gewerblichen Zwecken dienen und nicht im 
Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung finden, der 
Genehmigung nur, wenn sie in besonderem Maße geeignet sind, schädliche 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen oder Geräusche 
hervorzurufen. Die Bundesregierung bestimmt nach Anhörung der beteiligten 
Kreise (§ 51) durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
Anlagen, die einer Genehmigung bedürfen (genehmigungsbedürftige 

 



Genehmigung nicht erforderlich ist, wenn eine Anlage insgesamt oder in ihren 
in der Rechtsverordnung bezeichneten wesentlichen Teilen der Bauart nach 
zugelassen ist und in Übereinstimmung mit der Bauartzulassung errichtet und 
betrieben wird. Anlagen nach Artikel 10 in Verbindung mit Anhang I der 
Richtlinie 2010/75/EU sind in der Rechtsverordnung nach Satz 3 zu 
kennzeichnen. 

(2) Anlagen des Bergwesens oder Teile dieser Anlagen bedürfen der 
Genehmigung nach Absatz 1 nur, soweit sie über Tage errichtet und betrieben 
werden. Keiner Genehmigung nach Absatz 1 bedürfen Tagebaue und die zum 
Betrieb eines Tagebaus erforderlichen sowie die zur Wetterführung 
unerlässlichen Anlagen. 

Anlagen); in der Rechtsverordnung kann auch vorgesehen werden, dass eine 
Genehmigung nicht erforderlich ist, wenn eine Anlage insgesamt oder in ihren 
in der Rechtsverordnung bezeichneten wesentlichen Teilen der Bauart nach 
zugelassen ist und in Übereinstimmung mit der Bauartzulassung errichtet und 
betrieben wird. Anlagen nach Artikel 10 in Verbindung mit Anhang I der 
Richtlinie 2010/75/EU sind in der Rechtsverordnung nach Satz 3 zu 
kennzeichnen. 

(2) Anlagen des Bergwesens oder Teile dieser Anlagen bedürfen der 
Genehmigung nach Absatz 1 nur, soweit sie über Tage errichtet und betrieben 
werden. Keiner Genehmigung nach Absatz 1 bedürfen Tagebaue und die zum 
Betrieb eines Tagebaus erforderlichen sowie die zur Wetterführung 
unerlässlichen Anlagen. 

(3) Anlagen bedürfen auch einer Genehmigung der Behörde sofern 
die thermische Gesamtnennleistung der jeweiligen Industrieanlage, der 
Energieerzeugungsanlage oder der Stromerzeugungsanlage 20 MW 
übersteigt. Bei der Planung von solchen Industrieanlagen ist eine 
Kosten-Nutzen-Analyse durchzuführen. Entstehende Abwärme mit 
einem nutzbaren Temperaturniveau soll bei bestehender Möglichkeit zur 
Verstromung oder für leitungsgebundene Fernwärmeerzeugung genutzt 
werden. Hierbei sind die Kosten und der Nutzen der Verwendung der 
Abwärme zur Deckung eines wirtschaftlich vertretbaren Bedarfs bei 
einer Anbindung dieser Anlage an ein Fernwärme- und Fernkältenetz, zu 
bewerten. Unternehmen sind dabei verpflichtet auf Nachfrage der 
Fernwärmeversorgungsunternehmen die notwendigen Informationen 
digital bereitzustellen. 

§ 5 
Pflichten der Betreiber genehmigungsbedürftiger Anlagen 

§ 5 
Pflichten der Betreiber genehmigungsbedürftiger Anlagen 

 

(1) Genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu errichten und zu 
betreiben, dass zur Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für die 
Umwelt insgesamt 

1. schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche 
Nachteile und erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die 
Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden können; 

2. Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige 
Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird, 
insbesondere durch die dem Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen; 

3. Abfälle vermieden, nicht zu vermeidende Abfälle verwertet und nicht 
zu verwertende Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit 
beseitigt werden; Abfälle sind nicht zu vermeiden, soweit die Vermeidung 
technisch nicht möglich oder nicht zumutbar ist; die Vermeidung ist 
unzulässig, soweit sie zu nachteiligeren Umweltauswirkungen führt als die 
Verwertung; die Verwertung und Beseitigung von Abfällen erfolgt nach den 
Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und den sonstigen für die 
Abfälle geltenden Vorschriften; 

4. Energie sparsam und effizient verwendet wird. 
 
 

(1) Genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu errichten und zu 
betreiben, dass zur Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für die 
Umwelt insgesamt 

1. schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche 
Nachteile und erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die 
Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden können; 

2. Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige 
Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird, 
insbesondere durch die dem Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen; 

3. Abfälle vermieden, nicht zu vermeidende Abfälle verwertet und nicht 
zu verwertende Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit 
beseitigt werden; Abfälle sind nicht zu vermeiden, soweit die Vermeidung 
technisch nicht möglich oder nicht zumutbar ist; die Vermeidung ist 
unzulässig, soweit sie zu nachteiligeren Umweltauswirkungen führt als die 
Verwertung; die Verwertung und Beseitigung von Abfällen erfolgt nach den 
Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und den sonstigen für die 
Abfälle geltenden Vorschriften; 

4. Energie sparsam und effizient verwendet wird. Hierzu zählt auch eine 
energieeffiziente Verwertung der nicht vermeidbaren Abwärme. 
Entstehende Abwärme mit einem nutzbaren Temperaturniveau muss zur 

 



 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Soweit genehmigungsbedürftige Anlagen dem Anwendungsbereich 
des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes unterliegen, sind 
Anforderungen zur Begrenzung von Emissionen von Treibhausgasen nur 
zulässig, um zur Erfüllung der Pflichten nach Absatz 1 Nummer 1 
sicherzustellen, dass im Einwirkungsbereich der Anlage keine schädlichen 
Umwelteinwirkungen entstehen; dies gilt nur für Treibhausgase, die für die 
betreffende Tätigkeit nach Anhang 1 des Treibhausgas-
Emissionshandelsgesetzes umfasst sind. Bei diesen Anlagen dürfen zur 
Erfüllung der Pflicht zur effizienten Verwendung von Energie in Bezug auf die 
Emissionen von Kohlendioxid, die auf Verbrennungs- oder anderen 
Prozessen der Anlage beruhen, keine Anforderungen gestellt werden, die 
über die Pflichten hinausgehen, welche das Treibhausgas-
Emissionshandelsgesetz begründet. 

(3) Genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu errichten, zu betreiben 
und stillzulegen, dass auch nach einer Betriebseinstellung 

1. von der Anlage oder dem Anlagengrundstück keine schädlichen 
Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und 

Verstromung, für ein neues Fernwärmenetz oder eine 
Energieerzeugungsanlage in einem bestehenden Fernwärmenetz genutzt 
werden. Anlagenbetreiber führen dafür Potentialanalysen mit 
entsprechenden Energieberatern vor der Errichtung der Anlage durch 
und aktualisieren diese jede zwei Jahre im Laufe des Betriebs; 

5.  die Anforderungen der Klimaneutralität (§ 3 Abs. 11) oder des 
Abs. 1a oder des Abs. 1b gewahrt werden. Diese Anforderungen haben 
nur Anlagen zu erfüllen, die nach dem [Datum nach Inkrafttreten der hier 
vorgeschlagenen Änderungen] genehmigt werden. Anlagen, die vor dem 
[Datum nach Inkrafttreten der hier vorgeschlagenen Änderungen] 
genehmigt werden, haben die Anforderungen an die Klimaneutralität 
oder des Abs. 1b ab dem 1. Januar 2035 zu erfüllen. Betreiber einer 
solchen Anlage haben der Genehmigungsbehörde am 1. Januar 2030 
einen Neutralitätsplan vorzulegen, wenn sie zu diesem Zeitpunkt nicht 
die Anforderungen des Abs. 1b erfüllen. 

(1a) Die Errichtung und der Betrieb einer Anlage müssen nicht die 
Anforderungen der Klimaneutralität wahren, wenn gesichert ist, dass der 
Betrieb der Anlage binnen fünf Jahren ab Erteilung der Genehmigung, 
oder, soweit diese Frist dann noch nicht abgelaufen sein sollte, ab dem 
1. Januar 2035 klimaneutral erfolgt; hierfür hat der Betreiber der 
Genehmigungsbehörde einen detaillierten Plan (Neutralitätsplan) 
vorzulegen, dessen Einhaltung die Behörde jährlich überprüft. Das 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Anforderungen an einen solchen Neutralitätsplan zu 
regeln. 

(1b) Die Errichtung und der Betrieb einer Anlage müssen ferner nicht 
die Anforderungen der Klimaneutralität wahren, wenn die Entstehung 
von CO2 bei dem Betrieb der Anlage nach dem aktuellen Stand der 
Technik unausweichlich ist und das so entstehende CO2 gemäß den 
Vorschriften des Kohlendioxid-Speichergesetzes gespeichert oder 
einem geschlossenen Kohlenstoffkreislauf zugeführt wird. Für CO2 , das 
bei dem Betrieb der Anlage aufgrund der Gewinnung von Energie oder 
Wärme entsteht, gilt dieser Absatz nicht. 

(2) Soweit genehmigungsbedürftige Anlagen dem Anwendungsbereich 
des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes unterliegen, sind 
Anforderungen zur Begrenzung von Emissionen von Treibhausgasen nur 
zulässig, um zur Erfüllung der Pflichten nach Absatz 1 Nummer 1 
sicherzustellen, dass im Einwirkungsbereich der Anlage keine schädlichen 
Umwelteinwirkungen entstehen; dies gilt nur für Treibhausgase, die für die 
betreffende Tätigkeit nach Anhang 1 des Treibhausgas-
Emissionshandelsgesetzes umfasst sind. Die mit der Pflicht zur 
Klimaneutralität bezüglich der Entstehung von CO2 bestehenden 
Anforderungen nach § 5 Abs. 1 Nr. 5 bleiben vom TEHG unberührt. Bei 
diesen Anlagen dürfen zur Erfüllung der Pflicht zur effizienten Verwendung 
von Energie in Bezug auf die Emissionen von Kohlendioxid, die auf 
Verbrennungs- oder anderen Prozessen der Anlage beruhen, keine 
Anforderungen gestellt werden, die über die Pflichten hinausgehen, welche 
das Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz begründet. 

(3) Genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu errichten, zu betreiben 
und stillzulegen, dass auch nach einer Betriebseinstellung 



erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft 
hervorgerufen werden können, 

2. vorhandene Abfälle ordnungsgemäß und schadlos verwertet oder 
ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden und 

3. die Wiederherstellung eines ordnungsgemäßen Zustandes des 
Anlagengrundstücks gewährleistet ist. 

[…] 

1. von der Anlage oder dem Anlagengrundstück keine schädlichen 
Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und 
erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft 
hervorgerufen werden können, 

2. vorhandene Abfälle ordnungsgemäß und schadlos verwertet oder 
ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden und 

3. die Wiederherstellung eines ordnungsgemäßen Zustandes des 
Anlagengrundstücks gewährleistet ist. Und 

4. die Anforderungen an die Klimaneutralität oder des Abs. 1a oder 
des Abs. 1b gewahrt werden. 

[…] 

§ 15 
Änderung genehmigungsbedürftiger Anlagen 

§ 15 
Änderung genehmigungsbedürftiger Anlagen 

 

(1) Die Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs einer 
genehmigungsbedürftigen Anlage ist, sofern eine Genehmigung nicht 
beantragt wird, der zuständigen Behörde mindestens einen Monat, bevor mit 
der Änderung begonnen werden soll, schriftlich oder elektronisch anzuzeigen, 
wenn sich die Änderung auf in § 1 genannte Schutzgüter auswirken kann. Der 
Anzeige sind Unterlagen im Sinne des § 10 Absatz 1 Satz 2 beizufügen, 
soweit diese für die Prüfung erforderlich sein können, ob das Vorhaben 
genehmigungsbedürftig ist. Die zuständige Behörde hat dem Träger des 
Vorhabens den Eingang der Anzeige und der beigefügten Unterlagen 
unverzüglich schriftlich oder elektronisch zu bestätigen; sie kann bei einer 
elektronischen Anzeige Mehrausfertigungen sowie die Übermittlung der 
Unterlagen, die der Anzeige beizufügen sind, auch in schriftlicher Form 
verlangen. Sie teilt dem Träger des Vorhabens nach Eingang der Anzeige 
unverzüglich mit, welche zusätzlichen Unterlagen sie zur Beurteilung der 
Voraussetzungen des § 16 Absatz 1 und des § 16a benötigt. Die Sätze 1 bis 4 
gelten entsprechend für eine Anlage, die nach § 67 Absatz 2 oder § 67a 
Absatz 1 anzuzeigen ist oder vor Inkrafttreten dieses Gesetzes nach § 16 
Absatz 4 der Gewerbeordnung anzuzeigen war. 

[…] 

(1) Die Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs einer 
genehmigungsbedürftigen Anlage ist, sofern eine Genehmigung nicht 
beantragt wird, der zuständigen Behörde mindestens einen Monat, bevor mit 
der Änderung begonnen werden soll, schriftlich oder elektronisch anzuzeigen, 
wenn sich die Änderung auf in § 1 genannte Schutzgüter oder die 
Klimaneutralität auswirken kann. Der Anzeige sind Unterlagen im Sinne des 
§ 10 Absatz 1 Satz 2 beizufügen, soweit diese für die Prüfung erforderlich sein 
können, ob das Vorhaben genehmigungsbedürftig ist. Die zuständige Behörde 
hat dem Träger des Vorhabens den Eingang der Anzeige und der beigefügten 
Unterlagen unverzüglich schriftlich oder elektronisch zu bestätigen; sie kann 
bei einer elektronischen Anzeige Mehrausfertigungen sowie die Übermittlung 
der Unterlagen, die der Anzeige beizufügen sind, auch in schriftlicher Form 
verlangen. Sie teilt dem Träger des Vorhabens nach Eingang der Anzeige 
unverzüglich mit, welche zusätzlichen Unterlagen sie zur Beurteilung der 
Voraussetzungen des § 16 Absatz 1 und des § 16a benötigt. Die Sätze 1 bis 4 
gelten entsprechend für eine Anlage, die nach § 67 Absatz 2 oder § 67a 
Absatz 1 anzuzeigen ist oder vor Inkrafttreten dieses Gesetzes nach § 16 
Absatz 4 der Gewerbeordnung anzuzeigen war. 

[…] 

 

§ 17 
Nachträgliche Anordnungen 

§ 17 
Nachträgliche Anordnungen 

 

(1) Zur Erfüllung der sich aus diesem Gesetz und der auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen ergebenden Pflichten können nach 
Erteilung der Genehmigung sowie nach einer nach § 15 Absatz 1 angezeigten 
Änderung Anordnungen getroffen werden. Wird nach Erteilung der 
Genehmigung sowie nach einer nach § 15 Absatz 1 angezeigten Änderung 
festgestellt, dass die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft nicht ausreichend 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen oder sonstigen Gefahren, erheblichen 

(1) Zur Erfüllung der sich aus diesem Gesetz und der auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen ergebenden Pflichten können nach 
Erteilung der Genehmigung sowie nach einer nach § 15 Absatz 1 angezeigten 
Änderung Anordnungen getroffen werden. Wird nach Erteilung der 
Genehmigung sowie nach einer nach § 15 Absatz 1 angezeigten Änderung 
festgestellt, dass die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft nicht ausreichend 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen oder sonstigen Gefahren, erheblichen 
Nachteilen oder erheblichen Belästigungen geschützt ist, oder die 
Klimaneutralität oder die Voraussetzungen nach § 5 Abs. 1a oder 1b 

 



Nachteilen oder erheblichen Belästigungen geschützt ist, soll die zuständige 
Behörde nachträgliche Anordnungen treffen. 

[…] 

nicht eingehalten werden, soll die zuständige Behörde nachträgliche 
Anordnungen treffen. 

[…] 

§ 21 
Widerruf der Genehmigung 

§ 21 
Widerruf der Genehmigung 

 

(1) Eine nach diesem Gesetz erteilte rechtmäßige Genehmigung darf, 
auch nachdem sie unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit 
Wirkung für die Zukunft nur widerrufen werden, 

1. wenn der Widerruf gemäß § 12 Absatz 2 Satz 2 oder Absatz 3 
vorbehalten ist; 

2. wenn mit der Genehmigung eine Auflage verbunden ist und der 
Begünstigte diese nicht oder nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt 
hat; 

3. wenn die Genehmigungsbehörde auf Grund nachträglich eingetretener 
Tatsachen berechtigt wäre, die Genehmigung nicht zu erteilen, und wenn 
ohne den Widerruf das öffentliche Interesse gefährdet würde; 

4. wenn die Genehmigungsbehörde auf Grund einer geänderten 
Rechtsvorschrift berechtigt wäre, die Genehmigung nicht zu erteilen, soweit 
der Betreiber von der Genehmigung noch keinen Gebrauch gemacht hat, und 
wenn ohne den Widerruf das öffentliche Interesse gefährdet würde; 

5. um schwere Nachteile für das Gemeinwohl zu verhüten oder zu 
beseitigen. 

[…] 

(1) Eine nach diesem Gesetz erteilte rechtmäßige Genehmigung darf, 
auch nachdem sie unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit 
Wirkung für die Zukunft nur widerrufen werden, 

1. wenn der Widerruf gemäß § 12 Absatz 2 Satz 2 oder Absatz 3 
vorbehalten ist; 

2. wenn mit der Genehmigung eine Auflage verbunden ist und der 
Begünstigte diese nicht oder nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt 
hat; 

3. wenn die Genehmigungsbehörde auf Grund nachträglich eingetretener 
Tatsachen berechtigt wäre, die Genehmigung nicht zu erteilen, und wenn 
ohne den Widerruf das öffentliche Interesse gefährdet würde; 

4. wenn die Genehmigungsbehörde auf Grund einer geänderten 
Rechtsvorschrift berechtigt wäre, die Genehmigung nicht zu erteilen, soweit 
der Betreiber von der Genehmigung noch keinen Gebrauch gemacht hat, und 
wenn ohne den Widerruf das öffentliche Interesse gefährdet würde; 

5. um schwere Nachteile für das Gemeinwohl zu verhüten oder zu 
beseitigen.; von schweren Nachteilen für das Gemeinwohl ist 
auszugehen, wenn die Voraussetzungen der Klimaneutralität oder des § 
5 Abs. 1a, 1b nicht eingehalten werden. 

[…] 

 

§ 37a 
Pflichten für Inverkehrbringen von Kraftstoffen 

§ 37a 
Pflichten für Inverkehrbringen von Kraftstoffen 

 

(1) Wer gewerbsmäßig oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 4 des Energiesteuergesetzes zu 
versteuernde Otto- oder Dieselkraftstoffe in Verkehr bringt, hat 
sicherzustellen, dass für die gesamte im Lauf eines Kalenderjahres 
(Verpflichtungsjahr) von ihm in Verkehr gebrachte Menge Kraftstoffs die 
Vorgaben des Absatzes 4 eingehalten werden. Kraftstoff gilt mit dem 
Entstehen der Energiesteuer nach § 8 Absatz 1, § 9 Absatz 1, § 9a Absatz 4, 
§ 15 Absatz 1 oder Absatz 2, auch jeweils in Verbindung mit § 15 Absatz 4, §§ 
19b Absatz 1, § 22 Absatz 1 oder § 23 Absatz 1 oder Absatz 2, § 38 Absatz 1, 
§ 42 Absatz 1 oder § 43 Absatz 1 des Energiesteuergesetzes als in Verkehr 
gebracht. Die Abgabe von fossilem Otto- und fossilem Dieselkraftstoff an die 
Bundeswehr zu Zwecken der Verteidigung oder der Erfüllung 
zwischenstaatlicher Verpflichtungen gilt nicht als Inverkehrbringen im Sinne 
der Sätze 1 und 2. Dies gilt auch für den Erwerb von fossilem Otto- und 

(1) Wer gewerbsmäßig oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 4 des Energiesteuergesetzes zu 
versteuernde Otto- oder Dieselkraftstoffe in Verkehr bringt, hat 
sicherzustellen, dass für die gesamte im Lauf eines Kalenderjahres 
(Verpflichtungsjahr) von ihm in Verkehr gebrachte Menge Kraftstoffs die 
Vorgaben des Absatzes 4 eingehalten werden. Kraftstoff gilt mit dem 
Entstehen der Energiesteuer nach § 8 Absatz 1, § 9 Absatz 1, § 9a Absatz 4, 
§ 15 Absatz 1 oder Absatz 2, auch jeweils in Verbindung mit § 15 Absatz 4, §§ 
19b Absatz 1, § 22 Absatz 1 oder § 23 Absatz 1 oder Absatz 2, § 38 Absatz 1, 
§ 42 Absatz 1 oder § 43 Absatz 1 des Energiesteuergesetzes als in Verkehr 
gebracht. Die Abgabe von fossilem Otto- und fossilem Dieselkraftstoff an die 
Bundeswehr zu Zwecken der Verteidigung oder der Erfüllung 
zwischenstaatlicher Verpflichtungen gilt nicht als Inverkehrbringen im Sinne 
der Sätze 1 und 2. Dies gilt auch für den Erwerb von fossilem Otto- und 

 



fossilem Dieselkraftstoff durch die Bundeswehr zu einem in Satz 3 genannten 
Zweck. Der Bundeswehr gleichgestellt sind auf Grund völkerrechtlicher 
Verträge in der Bundesrepublik Deutschland befindliche Truppen sowie 
Einrichtungen, die die Bundeswehr oder diese Truppen zur Erfüllung ihrer 
jeweiligen Aufgaben einsetzt oder einsetzen. Die Abgabe von Kraftstoff im 
Eigentum des Erdölbevorratungsverbandes auf Grund einer Freigabe nach § 
12 Absatz 1 des Erdölbevorratungsgesetzes durch den 
Erdölbevorratungsverband, Mitglieder des Erdölbevorratungsverbandes oder 
Dritte sowie nachfolgende Abgaben gelten nicht als Inverkehrbringen im Sinne 
der Sätze 1 und 2. Dies gilt auch für die Abgabe von Kraftstoff in den in Satz 6 
genannten Fällen im Rahmen von Delegationen nach § 7 Absatz 1 des 
Erdölbevorratungsgesetzes durch Mitglieder des Erdölbevorratungsverbandes 
oder Dritte sowie für nachfolgende Abgaben. Die Abgabe von 
Ausgleichsmengen an unterversorgte Unternehmen zum 
Versorgungsausgleich im Sinne von § 1 Absatz 1 der Mineralölausgleichs-
Verordnung vom 13. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2267), die zuletzt durch 
Artikel 5 Absatz 3 des Gesetzes vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1738) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung gilt nicht als Inverkehrbringen im 
Sinne der Sätze 1 und 2. Ein Inverkehrbringen im Sinne der Sätze 1 und 2 
liegt ebenfalls nicht vor, wenn der Erdölbevorratungsverband Kraftstoff aus 
seinem Eigentum abgibt und dieser Abgabe keine Rücklieferung am 
Abgabeort gegenüber steht oder er dafür Mineralölprodukte erwirbt, die nicht 
unter die Vorschrift des Satzes 1 fallen. Satz 9 gilt auch für die nachfolgenden 
Abgaben des Kraftstoffs. 

[…] 

(4) Verpflichtete nach Absatz 1 haben sicherzustellen, dass die 
Treibhausgasemissionen der von ihnen in Verkehr gebrachten fossilen Otto- 
und fossilen Dieselkraftstoffe zuzüglich der Treibhausgasemissionen der von 
ihnen eingesetzten Erfüllungsoptionen um einen festgelegten Prozentsatz 
gegenüber dem Referenzwert nach Satz 3 gemindert werden. Die Höhe des 
in Satz 1 genannten Prozentsatzes beträgt 
 

1. ab dem Kalenderjahr 2020 6 Prozent, 

2. ab dem Kalenderjahr 2022 7 Prozent, 

3. ab dem Kalenderjahr 2023 8 Prozent, 

4. ab dem Kalenderjahr 2024 9,25 Prozent, 

5. ab dem Kalenderjahr 2025 10,5 Prozent, 

6. ab dem Kalenderjahr 2026 12 Prozent, 

7. ab dem Kalenderjahr 2027 14,5 Prozent, 

8. ab dem Kalenderjahr 2028 17,5 Prozent, 

9. ab dem Kalenderjahr 2029 21 Prozent, 

10. ab dem Kalenderjahr 2030 25 Prozent. 

Der Referenzwert, gegenüber dem die Treibhausgasminderung zu erfolgen 
hat, berechnet sich durch Multiplikation des Basiswertes mit der vom 
Verpflichteten in Verkehr gebrachten energetischen Menge an fossilen Otto- 

fossilem Dieselkraftstoff durch die Bundeswehr zu einem in Satz 3 genannten 
Zweck. Der Bundeswehr gleichgestellt sind auf Grund völkerrechtlicher 
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Einrichtungen, die die Bundeswehr oder diese Truppen zur Erfüllung ihrer 
jeweiligen Aufgaben einsetzt oder einsetzen. Die Abgabe von Kraftstoff im 
Eigentum des Erdölbevorratungsverbandes auf Grund einer Freigabe nach § 
12 Absatz 1 des Erdölbevorratungsgesetzes durch den 
Erdölbevorratungsverband, Mitglieder des Erdölbevorratungsverbandes oder 
Dritte sowie nachfolgende Abgaben gelten nicht als Inverkehrbringen im Sinne 
der Sätze 1 und 2. Dies gilt auch für die Abgabe von Kraftstoff in den in Satz 6 
genannten Fällen im Rahmen von Delegationen nach § 7 Absatz 1 des 
Erdölbevorratungsgesetzes durch Mitglieder des Erdölbevorratungsverbandes 
oder Dritte sowie für nachfolgende Abgaben. Die Abgabe von 
Ausgleichsmengen an unterversorgte Unternehmen zum 
Versorgungsausgleich im Sinne von § 1 Absatz 1 der Mineralölausgleichs-
Verordnung vom 13. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2267), die zuletzt durch 
Artikel 5 Absatz 3 des Gesetzes vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1738) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung gilt nicht als Inverkehrbringen im 
Sinne der Sätze 1 und 2. Ein Inverkehrbringen im Sinne der Sätze 1 und 2 
liegt ebenfalls nicht vor, wenn der Erdölbevorratungsverband Kraftstoff aus 
seinem Eigentum abgibt und dieser Abgabe keine Rücklieferung am 
Abgabeort gegenüber steht oder er dafür Mineralölprodukte erwirbt, die nicht 
unter die Vorschrift des Satzes 1 fallen. Satz 9 gilt auch für die nachfolgenden 
Abgaben des Kraftstoffs. 

[…] 

(4) Verpflichtete nach Absatz 1 haben sicherzustellen, dass die 
Treibhausgasemissionen der von ihnen in Verkehr gebrachten fossilen Otto- 
und fossilen Dieselkraftstoffe zuzüglich der Treibhausgasemissionen der von 
ihnen eingesetzten Erfüllungsoptionen um einen festgelegten Prozentsatz 
gegenüber dem Referenzwert nach Satz 3 gemindert werden. Die Höhe des in 
Satz 1 genannten Prozentsatzes beträgt ab dem Kalenderjahr 2036 100 
Prozent. 

1. ab dem Kalenderjahr 2020 6 Prozent, 

2. ab dem Kalenderjahr 2022 7 Prozent, 

3. ab dem Kalenderjahr 2023 8 Prozent, 

4. ab dem Kalenderjahr 2024 9,25 Prozent, 

5. ab dem Kalenderjahr 2025 10,5 Prozent, 

6. ab dem Kalenderjahr 2026 12 Prozent, 

7. ab dem Kalenderjahr 2027 14,5 Prozent, 

8. ab dem Kalenderjahr 2028 17,5 Prozent, 

9. ab dem Kalenderjahr 2029 21 Prozent, 

10. ab dem Kalenderjahr 2030 25 Prozent. 

Der Referenzwert, gegenüber dem die Treibhausgasminderung zu erfolgen 
hat, berechnet sich durch Multiplikation des Basiswertes mit der vom 
Verpflichteten in Verkehr gebrachten energetischen Menge an fossilen Otto- 



und fossilen Dieselkraftstoffen zuzüglich der energetischen Menge an 
eingesetzten Erfüllungsoptionen. Der Basiswert wird festgelegt durch eine 
Verordnung nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 6. Die 
Treibhausgasemissionen von fossilen Otto- und fossilen Dieselkraftstoffen 
berechnen sich durch Multiplikation der Werte, die durch eine Verordnung 
nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 festgelegt werden, mit der vom 
Verpflichteten in Verkehr gebrachten energetischen Menge fossilen Otto- und 
fossilen Dieselkraftstoffs. Die Treibhausgasemissionen von Biokraftstoffen 
berechnen sich durch Multiplikation der in den anerkannten Nachweisen nach 
§ 14 der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung vom 30. September 2009 
(BGBl. I S. 3182), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 26. 
November 2012 (BGBl. I S. 2363) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung ausgewiesenen Treibhausgasemissionen in Kilogramm 
Kohlenstoffdioxid-Äquivalent pro Gigajoule mit der vom Verpflichteten in 
Verkehr gebrachten energetischen Menge Biokraftstoffs. Biokraftstoffe werden 
wie fossile Otto- oder fossile Dieselkraftstoffe behandelt, sofern 

1. für die Biokraftstoffe anerkannte Nachweise nach § 14 der 
Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung nicht vorgelegt werden, 

2. für die Biokraftstoffe anerkannte Nachweise nach § 14 der 
Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung vorgelegt werden, die keine 
Treibhausgasemissionen ausweisen, 

3. für die Biokraftstoffe anerkannte Nachweise nach § 14 der 
Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung vorgelegt werden, die unwirksam im 
Sinne der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung sind und nicht anerkannt 
werden dürfen, 

4. die Biokraftstoffe nach § 37b Absatz 8 Satz 1 von der Anrechenbarkeit 
ausgeschlossen sind oder 

5. die Europäische Kommission nach Artikel 30 Absatz 10 der Richtlinie 
(EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 
Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 82; L 311 vom 25.9.2020, S. 11) in 
der jeweils geltenden Fassung oder nach Artikel 7c Absatz 8 der Richtlinie 
98/70/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
1998 über die Qualität von Otto- und Dieselkraftstoffen und zur Änderung der 
Richtlinie 93/12/EWG des Rates (ABl. L 350 vom 28.12.1998, S. 58), die 
zuletzt durch die Verordnung (EU) 2018/1999 (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 
1) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung entschieden hat, 
dass die Bundesrepublik Deutschland den Biokraftstoff für die in Artikel 25 
Absatz 1 Unterabsatz 1 und 4 der Richtlinie (EU) 2018/2001 oder für die in 
Artikel 7a der Richtlinie 98/70/EG genannten Zwecke nicht berücksichtigen 
darf. 

Satz 7 erster Halbsatz gilt entsprechend für die in § 37b Absatz 2 bis 6 
genannten Energieerzeugnisse, wenn diese keine Biokraftstoffe im Sinne 
dieses Gesetzes sind. Bei der Berechnung des Referenzwertes nach den 
Sätzen 3 und 4 sowie der Treibhausgasemissionen nach den Sätzen 5 und 6 
sind Kraftstoffmengen, für die dem Verpflichteten eine Steuerentlastung nach 
§ 8 Absatz 7, nach § 46 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 3 oder nach 
§ 47 Absatz 1 Nummer 1, 2 oder Nummer 6 des Energiesteuergesetzes 
gewährt wurde oder wird, nicht zu berücksichtigen. In den Fällen des 
Absatzes 5 Satz 1 Nummer 2 und 3 gilt Satz 9 unabhängig von der Person 
des Entlastungsberechtigten. 
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über die Qualität von Otto- und Dieselkraftstoffen und zur Änderung der 
Richtlinie 93/12/EWG des Rates (ABl. L 350 vom 28.12.1998, S. 58), die 
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(4a) Verpflichtete nach Absatz 2 haben einen Mindestanteil an Kraftstoff, 
der Flugturbinenkraftstoff ersetzt, aus erneuerbaren Energien nicht-biogenen 
Ursprungs sicherzustellen. Die Höhe des in Satz 1 genannten Anteils beträgt 

 

 

1.  ab dem Kalenderjahr 2026 0,5 Prozent, 

2.  ab dem Kalenderjahr 2028 1 Prozent, 

3. ab dem Kalenderjahr 2030 2 Prozent. 

 

 

Die Mindestanteile von Kraftstoff aus erneuerbaren Energien nicht-biogenen 
Ursprungs beziehen sich jeweils auf den Energiegehalt der Menge fossilen 
Flugturbinenkraftstoffs zuzüglich des Energiegehalts an Kraftstoff aus 
erneuerbaren Energien nicht-biogenen Ursprungs. Anforderungen an diese 
Kraftstoffe regelt eine Rechtsverordnung nach § 37d Absatz 2 Satz 1. 

(5) Die Verpflichtungen nach Absatz 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit 
dem Absatz 4 können von Verpflichteten erfüllt werden durch folgende 
Optionen (Erfüllungsoptionen): 

1. Inverkehrbringen von Biokraftstoff, der fossilem Otto- oder fossilem 
Dieselkraftstoff, welcher nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 4 des 
Energiesteuergesetzes zu versteuern ist, beigemischt wurde, 

2. Inverkehrbringen von reinem Biokraftstoff, der nach § 2 Absatz 1 
Nummer 1 und 4 des Energiesteuergesetzes zu versteuern ist, 

3. Inverkehrbringen von 

a) Biokraftstoff nach § 37b Absatz 6, der fossilem Erdgaskraftstoff, 
welcher nach § 2 Absatz 1 Nummer 7 oder Absatz 2 Nummer 1 des 
Energiesteuergesetzes zu versteuern ist, zugemischt wurde, und 

b) reinem Biokraftstoff nach § 37b Absatz 6, der nach § 2 Absatz 1 
Nummer 7 oder Absatz 2 Nummer 1 des Energiesteuergesetzes zu 
versteuern ist, 

4. elektrischen Strom zur Verwendung in Straßenfahrzeugen, soweit eine 
Rechtsverordnung der Bundesregierung nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 
11 dies zulässt und gegenüber der zuständigen Stelle nachgewiesen wird, 
dass der Strom ordnungsgemäß gemessen und überwacht wurde, 

5. bis zum Verpflichtungsjahr 2026 Upstream-Emissionsminderungen, 
soweit eine Rechtsverordnung der Bundesregierung nach § 37d Absatz 2 
Satz 1 Nummer 13 dies zulässt, 

(4a) Verpflichtete nach Absatz 2 haben einen Mindestanteil an Kraftstoff, 
der Flugturbinenkraftstoff ersetzt, aus erneuerbaren Energien nicht-biogenen 
Ursprungs sicherzustellen. Die Höhe des in Satz 1 genannten Anteils beträgt 

1. ab dem Kalenderjahr 2022 1,4 Prozent, 

2.  ab dem Kalenderjahr 2024 2,5 Prozent 

1.3.  ab dem Kalenderjahr 2026 0,54,7 Prozent, 

2.4.  ab dem Kalenderjahr 2028 18,6 Prozent, 

3.5. ab dem Kalenderjahr 2030 215,9 Prozent. 

6. ab dem Kalenderjahr 2033 40 Prozent 

7. ab dem Kalenderjahr 2036 100 Prozent 

Die Mindestanteile von Kraftstoff aus erneuerbaren Energien nicht-biogenen 
Ursprungs beziehen sich jeweils auf den Energiegehalt der Menge fossilen 
Flugturbinenkraftstoffs zuzüglich des Energiegehalts an Kraftstoff aus 
erneuerbaren Energien nicht-biogenen Ursprungs. Anforderungen an diese 
Kraftstoffe regelt eine Rechtsverordnung nach § 37d Absatz 2 Satz 1. 

(5) Die Verpflichtungen nach Absatz 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit 
dem Absatz 4 können von Verpflichteten erfüllt werden durch folgende 
Optionen (Erfüllungsoptionen): 

1. Inverkehrbringen von Biokraftstoff, der fossilem Otto- oder fossilem 
Dieselkraftstoff, welcher nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 4 des 
Energiesteuergesetzes zu versteuern ist, beigemischt wurde, 

2. Inverkehrbringen von reinem Biokraftstoff, der nach § 2 Absatz 1 
Nummer 1 und 4 des Energiesteuergesetzes zu versteuern ist, 

3. Inverkehrbringen von 

a) Biokraftstoff nach § 37b Absatz 6, der fossilem Erdgaskraftstoff, 
welcher nach § 2 Absatz 1 Nummer 7 oder Absatz 2 Nummer 1 des 
Energiesteuergesetzes zu versteuern ist, zugemischt wurde, und 

b) reinem Biokraftstoff nach § 37b Absatz 6, der nach § 2 Absatz 1 
Nummer 7 oder Absatz 2 Nummer 1 des Energiesteuergesetzes zu 
versteuern ist, 

4. elektrischen Strom zur Verwendung in Straßenfahrzeugen, soweit eine 
Rechtsverordnung der Bundesregierung nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 
11 dies zulässt und gegenüber der zuständigen Stelle nachgewiesen wird, 
dass der Strom ordnungsgemäß gemessen und überwacht wurde, 

5. bis zum Verpflichtungsjahr 2026 Upstream-Emissionsminderungen, 
soweit eine Rechtsverordnung der Bundesregierung nach § 37d Absatz 2 Satz 
1 Nummer 13 dies zulässt,(aufgehoben) 



 

6. flüssige oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht-biogenen 
Ursprungs, soweit eine Rechtsverordnung der Bundesregierung nach § 37d 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 13 dies zulässt, 

7. flüssige oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht-biogenen 
Ursprungs, wenn sie als Zwischenprodukt zur Produktion konventioneller 
Kraftstoffe verwendet werden, soweit eine Rechtsverordnung der 
Bundesregierung nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 13 dies zulässt, 

8. flüssige oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht-biogenen 
Ursprungs, die in einem raffinerietechnischen Verfahren gemeinsam mit 
mineralölstämmigen Ölen verarbeitet werden, wenn eine Rechtsverordnung 
der Bundesregierung nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 13 dies zulässt, 

9. andere Kraftstoffe, soweit eine Rechtsverordnung der 
Bundesregierung nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 13 dies zulässt. 

Erfüllungsoptionen nach Satz 1 Nummer 6 bis 8 werden mindestens mit dem 
Doppelten ihres Energiegehaltes auf die Erfüllung der Verpflichtungen nach 
Absatz 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit dem Absatz 4 angerechnet. Die 
Verpflichtung nach Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 4a wird von 
Verpflichteten durch das Inverkehrbringen von flüssigen oder gasförmigen 
erneuerbaren Kraftstoffen nicht-biogenen Ursprungs erfüllt, soweit eine 
Rechtsverordnung der Bundesregierung nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 
13 dies zulässt. 

[…] 

6. flüssige oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht-biogenen 
Ursprungs, soweit eine Rechtsverordnung der Bundesregierung nach § 37d 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 13 dies zulässt, 

7. flüssige oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht-biogenen 
Ursprungs, wenn sie als Zwischenprodukt zur Produktion konventioneller 
Kraftstoffe verwendet werden, soweit eine Rechtsverordnung der 
Bundesregierung nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 13 dies zulässt, 

8. flüssige oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht-biogenen 
Ursprungs, die in einem raffinerietechnischen Verfahren gemeinsam mit 
mineralölstämmigen Ölen verarbeitet werden, wenn eine Rechtsverordnung 
der Bundesregierung nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 13 dies zulässt, 

9. andere Kraftstoffe, soweit eine Rechtsverordnung der 
Bundesregierung nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 13 dies zulässt. 

Erfüllungsoptionen nach Satz 1 Nummer 6 bis 8 werden mindestens mit dem 
Doppelten ihres Energiegehaltes auf die Erfüllung der Verpflichtungen nach 
Absatz 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit dem Absatz 4 angerechnet. Die 
Verpflichtung nach Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 4a wird von 
Verpflichteten durch das Inverkehrbringen von flüssigen oder gasförmigen 
erneuerbaren Kraftstoffen nicht-biogenen Ursprungs erfüllt, soweit eine 
Rechtsverordnung der Bundesregierung nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 
13 dies zulässt. 

[…] 


